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Ur . U 5» 8 « s : Ericheint jeden Mittwoch mit ) tonn obne die « arlsricher geiwng « t nze ln für 10 Soldpfemlig für jede Ausqabe . monatlich für so Boldpfennig »uzüglich Porto , vom Berlage« arlsrube t. B ., Karlfriedrlchftrahe 14, oder ton allen Postankalten bezogen werden . SS . Aprit 1934

Der Beamte und der 4. Mai
p Um 4 . Wiai , dem Tag der ReichstagSwahl , wird das

deutsche Volk zur Entscheidung über ein gut Stück deutscher
Zukunft aufgerufen , darunter auch die Beamten . In weiten
Kreisen dieses Volkes hat eine politische Müdigkeit und Gleich -
aültigkeit Platz gegriffen , Verärgerung und Verbitterung
machen sich da und dort breit , auch in den Reihen der Beam¬
ten . Sind das positive Kräfte und wohin führen sie ? Es
sind Kräfte der Zersetzung , des Zerfalls und sie führen zum
Niedergang , ja zur Auflösung allen politischen Lebens .

Was braucht denn unsere Zeit und unser Vaterland am
notwendigsten ? Geschlossenheit oder Zersplitterung , Stetigkeit
tx-t Politik oder Wirrwarr und Zickzackkurs ? Die Erschei¬
nungen der letzten Jahre lassen bedauerlicherweise erkennen ,
daß wir auf diese elementaren Fragen für Augenblicke die
tntscheidende Antwort , aber noch nicht die Kraft des zielbe -
ivustten. unentwegten Handelns , nach gewonnener Erkenntnis
gefunden haben . Die Neugründungen der jüngsten Zeit , die
uns heute etwa 30 Parteien beschert haben , sind eine beredte
Sprache für die jämmerliche Zerfahrenheit und Zerklüftung ,
in die sich der deutsche Staatsbürger hat hineintreiben lassen .
Ein Reichstag , zusammengesetzt aus Parteigruppierungen der
verschiedensten Art und deshalb umstellbar auf alle erdenk -
liehen Konstellationen und Kombinationen , wird noch viel we-
niger als der verflossene , den Boden für eine ersprießliche
politische Arbeit abgeben , er wird sein ein Bild des Durchein -
anders der Meinungen , in seinen Erfolgen ein Ausdruck der
Ohnmacht . Deshalb keine Zersplitterung des Parteiwesens !

Das gilt in unvermindertem Matze für die Stellung der
Beamtenschaft zu den politischen Parteien . Hin und wieder
taucht der Gedanke auf nach Gründung einer eigene » Beam -
tenpartei . Nichts wäre aber verkehrter als solche Bestrebun -
gen. Die Beamten würden damit die Kluft zwischen ihnenund den '

nicht beamteten Kreisen des Volkes verbreitern und
vertiefen , würden eine Entfremdung der Beamtenschaft in -
nerhalb des Volkes herbeifübren und das heißt letzten Endes
den Kampf aller gegen die Beamtenschaft entfachen , wohl nickt
zu ihrem Nutzen . Gleichgerichtete Bcrufsinteressen können die
Grundläge abgeben für eine einzige , große Organisation , nie
aber zur Bildung einer politischen Partei . Sobald politische
Fragen zur Entscheidung stehen , würde eine Beamtenpartei ,die alle möglichen politischen Überzeugungen in sich vereinigt ,
auseinanderfallen . Sodann würde sie den Einfluß der Be -
amtenschuft nicht stärken , sondern geradezu vernichten . Und
noch ein letztes : ist es denn richtig , Staatspolitik nur vom
engste» Jnteressenstandpunkt aus zu betreiben ? Ist das Wohldes Beamten doch aufs engste verknüpft mit dem Wohl von
Volk und Staat , dann soll und muß uns auch hier das Ge -
famtwohl weit voranstehen !

Eine solche Einstellung hindert gewiß nicht zu fordern , daßdie Angelegenheiten der Beamtenschaft mit derselben Sorgfaltund Hingabe behandelt werden , wie die aller übrigen Berufs -und Volksschichten. Wer heute im Wahlkampf auf den Plantritt , der muß zu den grundsätzlichen Forderungen des Beam -tentums klipp und klar Stellung nehmen und noch mehr , die
Gesamteinstellung des Kandidaten gegenüber Berufsbeamten -tum »nd gewerkschaftlicher Organisation muß eine einwand -
freie sein, sie muß die Gewähr bieten für eine Beamten -
Politik, wie wir sie nicht allein im Interesse der Beamten
selber, sondern im gleichen Interesse voit Volk und Staat fürunbedingt erforderlich halten .

In der Wahlkampagne müssen die Beamten deshalb regsamsein, sich aussprechen in der Öffentlichkeit mit den gewesenenVolksvertretern über das , was innerhalb der Beamtenschaft inder vergangenen Zeit angerichtet worden ist und auch dar -über, daß die Beamten nicht alles wiederspruchslos hinneh -mcil, was über sie auf beamtenrechtlichein und besoldungspoli -tischem Gebiet verfügt worden ist . Hinein also in die Ver -sanunlungen und zum Ausdruck gebracht , daß wir Beamtennicht Spielball der Willkür sein oder werden wollen . Wirwünschen einen Reichstag , der . wie für alle Volksschichten ,!? ? "ch für die Leiden und Nöte der Beamtenschaft vollesVerständnis aufbringt und der die Grundlage abgeben kannfür eine ersprießliche und stetige Politik . Notwendig dünktuns eine von Jnteressentengruppeu unabhängige Regierungund eine Politik , die unsere staatliche Verwaltungen und Be -trieben Ruhe und Ordnung bringt uud den Beamte » einfreies , sicheres, menschenwürdiges Dasein .

Aufhebung der BeförderungssperreUnterm 30 . Oktober 1923 halt der ReichsfinanzministerailsgUprochen , daß bis zum 3l . März 1934 in allen Reichs -Verwaltungen die Beförderungen auszusetzen sind , eine Re -«ewng . zu der auch die Länder und Gemeinden , Gemeindeverbände und sonstige öffentliche Körperschaften verpflichtetworden sind.
Nach Umfluß des genannten Zeitpunktes gilt der am 28.

a
'Srr 1®'^ ergangene Beschluß der Reichsregierung über die« Massigkeit des Ausspruchs von Beförderungen . Darnachommen zur Wiederbesetzung bei Beförderungen überhaupt°ur m Frage
11 Miellen, die nach der Abbauverordnung freigeworden sind|J und s. Zt . auf Grund des Art . 8 § 2 Abs . 2 zur Be¬setzung ausnahmsweise freigegeben worden sind , d. h . mit

ausdrücklicher Genehmigung durch den Reichshaushalts -v !an oder mit Zustimmung des Reichsministers der Fi -nanzen , wenn die sofortige Besetzung notwendig war und- Vit' Genehmigung durch den Reichshaushaltsplan nichtnachgesucht werden konnte ;
jj§ 0 ; stellen , die nicht auf Grund der PAB ., sondern durchnatürlichen Abgang (

'
z . B . Tod , Versetzung in den Ruhe -J 1,

n^' Eintritt in den Ruhestand infolge Erreichens der. . ltersgrenze , Ausscheiden unter Verzicht auf Ruhegehaltuiw ., Versetzung in den einstweiligen Ruhestand nach25 des Reichsbeamtengesetzes , Disziplinarverfahren .Beförderung ) freigeworden sind uud nicht nach Art . 81 Abs. 3c der PAB . auf das Abbausoll angerechnet^ werden .
tohri -\ \l n k

.et unter a fallenden Art werden nicht besondersDie Möglichkeit zu Beförderungen wird daher
fefctar r ^ fache auf die Fälle b (natürlicher Abgang ) sich
Piciit v " al ' ch hier liegen noch gewisse Hemmungen bor .- "

fceo 1 e Wiederbesetzung von Planstellen im Beförderungs -
oU

'
-£ ,

C zulässig , wenn ein sachliches Bedürfnis dazu vorliegt ,torr>1.;An? müssen die durch allgemeine Besoldungsgrundsätzei»lst ? e*)enen Verhältnisse zwischen den Planstellen der Be -
Weibe derselben Dienstlaufbahn aufrecht erhalten

Als Beförderung gilt jedes Auftücken in eine höhere Be -soldungsgruppe . Bei Vorstands - und leitenden Stellen ist imEinzelfall zu entscheiden , ob vom Standpunkt der Verein -fachung die betr . Behörde oder Abteilung nicht aufgehobenoder mit einer anderen zusammengelegt werden kann oder obdie Stelle nicht mit Rücksicht auf die Verringerung des Beam -tenkörpers nach unten umgewandelt werden muß .Über den Beginn des Beförderungsmonats dürfen Beförde -rungen mit rückwirkender Kraft nicht ausgesprochen werden .Für die Beurteilung der Frage , ob das Verhältnis derStellen in den einzelnen Besoldungsgruppen derselben Dienst -lausbahu gewahrt ist, ist der Personalstand am 1 . April 1924zugrunde zu legen . Da , wo nach dem 1 . April 1924 noch einweiterer Personalabbau vorgenommen werden muß , haben dieVerwaltungen nach Ablauf jeden Vierteljahres erneut eine
Berichtigung der Stellenzahlen entsprechend dem erfolgten Ab -bau vorzunehmen . 0
_

Als Erläuterung zu dieser Regelung ( sogen . Ouotisierung )ist in dem Beschluß des Reichsministers der Finanzen folgen »des Beispiel angeführt :
Eine Verwaltung hatte am 1 . Oktober 1923

Oberinspektoren (Gruppe IX ) 20 (' /„)
Inspektoren (Gruppe VIII ) 40 (' /„)
Obersekretäre (Gruppe VII ) 60 (»/„)

zus . 120 Stellen
Abgebaut wurden 25 v. H . — 30 und zwar je 10 ausGruppe IX , VIII und VII , es verblieben daher nach demAbbau in Gruppe IX 10

VIII 30
VII 50

zus : 90 Stellen .Es könnten also — falls keine gegenteilige Bestimmung vor -
Händen wäre — durch Beförderung

Gruppe IX auf 20 Stellen
Gruppe VIII auf 40 Stellen

aufgefüllt werden , so daß für Gruppe VIl dann noch 30 Stellen
übrig blieben . Damit wäre die ursprünglache Verhältniszahlumgestoßen . Um dies zu verhindern , muß vor den Beförde »
rungen zunächst der Etat unter Beachtung der zulässigen Quo »
tisierung bereinigt , d. h . es muß festgestellt werden , daß der
Verwaltung künftig zustehen :

in Gruppe IX 15 (V8)
in Gruppe VIII 30 (*/<[)in Gruppe VII 45 (®/e)Dies gilt auch für Länder , Gemeinden und sonstige öffent -liche Körperschaften

höht . Die Urlaubkürzung wird von berufenen Stellen mit1 Prozent Ersparnis in Rechnung gestellt . Als Gesamtau ?-Wirkung der erwähnten Sparmaßnahmen wird deshalb20 + 12*4 -j- l = 33K Prozent Ersparnis vom Besoldungsauf -wand für die aktiven Beamten herausgerechnet . Nach solchenErwägungen schien es in den Beamtenkreisen vertretbar , mitder Erhöhung der Bezüge etwas weiter als geschehen zu gehen .Vom Reichsfinanzministerium wurde s. Zt . bei 10 ProzentErhöhung der Grundgehälter der an persönlichen Ausgabenohne Post - und Reichsbahnpersonal auf 300 Millionen an «gegeben .
Diese Summe fetzte sich zusammen aus folgenden Posten :Ausgleichszulagen an Kriegsbeschädigte 25 Mill . G .-M ^Kriegshinterbliebene u . -Beschädigte 150 Mill . G .M ,Beamtenpensionen 60 Mill . G .-M ,Beamte dxs aktiven Dienstes und für die

Wehrmacht 90 Mill . G .M .,

Zusammen : 325 Mill . G . - M .,als Ersparnisse aus der Kürzung der örtlichen
Sonderzuschläge 14 Mill . G .-M .
Sonstige Ersparnisse 11 Mill . G .-M . — 25 Mill . G^ M .

Mehraufwand 300 Mill . G .-M .Bei Betrachtung dieser Zahlen und namentlich des Aufivan -des von 90 Millionen , von dem etwa 70 Millionen G .- M . aufdie Beamten und 20 Millionen G .-M . auf die Wehrmacht ent «fallen , ergibt sich , daß die Bezüge der aktiven Beamten in ihrerGesamtsumme gar nicht das Ausschlaggebende sind, betragensie doch nur 21,6 v . H . des Gesamtmehraufwands . Was derErhöhung das Bleigewicht der Belastung des Reichshaushaltsverlieh , um was der Kampf bei den letzten Besoldungsver -Handlungen ging , das waren nicht so sehr die Bezüge der Be -amten als die Erhöhung der Leistungen des Reichs für Kriegs -beschädigte und Pensionäre und die Konsequenzen , die sichheraus auch für die Erwerbslosen ergeben konnte ».Bedauerlich bkeibt außerdem , daß es noch nicht möglich war ,die vierteljährliche Vorauszahlung oder wenigstens die mo-natliche , wieder zu erreichen .

Unterbringung von entbehrlich gewordenenBeamten
Um die Unterbringung von Reichsbeamten , die in den einst -

weiligen Ruhestand versetzt werden sollen oder schon versetztworden sind , und deren weitere Verwendung wegen des Wertsihrer Leistungen im staatlichen Interesse liegt , zu erleichtern ,sind nach Abschnitt XVI der Ausführungsbestimmungen I
zur Personalabbauverordnung Listenstelle » einzurichten . Dar »über hat der Reichsfinanzminister im Benehmen mit dem
Sparkommissar und der Personal -Abbau -Kommission Richt -linien erlassen , aus denen nachstehendes hervorzuheben ist :

Entbehrlich gewordene Reichsbeamte , die im Reichsdienstwiederverwendet zu werden wünschen , haben ein Gesuch anihre letzte Dienstbehörde zu richten . Darin ist neben dem
Antrag , bei etwaigen Bedarf an Beamten wiedereingestelltund deshalb bei der Listenstelle . . . in der Kartei vorgemerktzu werden , nach Angabe des Vor - und Zunamens , Geburtstagund Familienstand sowie Wohnort und letzte Dienstbehördeweiter niederzulegen die Amtsbezeichnung , Besoldungsgruppe ,ferner abgelegte Prüfungen , die Art der letzten Beschäftigungsowie besondere Fertigkeiten (Kurzschrift , Maschinenschreiben ,Sprachkenntnisse u . dgl . ) , schließlich besondere Wünsche , vorallem wegen der Art und des Orts der Wiederbeschäftigung .Listenstellen (Karteien ) , an die derartige Anträge durch be-

sondere Karte von der der letzten Dienstbehörde jeweils über -
geordneten Behörde gegebenenfalls weiter zu leiten sind , sindeingerichtet für die Beamten

a ) des Unternehmens deutscher Reichsbahn bei den Präfi »deuten der Reichsbahndirektionen ,
d ) des Unternehmens deutsche Reichspost bei den Präsidentender Oberpostdirektionen ,
c) der übrigen Verwaltungen bei den Präsidenten der

Landesfinanzämter .

Das Einspruchsrecht der Abgebauten
Nach den jetzt erschienenen Ausführungsbestimmungen zurPersonalabbauverornung werden Ausschüsse zur Entscheidungüber die Einsprüche der abgebauten Beamten gebildet . Der

Einspruch ist in einer Frist von zwei Wochen zulässig und
schriftlich bei der für den betreffenden Abbaufall zuständigenBehörde einzureichen . Auch Beamte , die vor dem Tage der
Verkündung dieser Bestimmungen entlassen oder in den einst -
weiligen Ruhestand versetzt wurden , können innerhalb zweiWochen vom Tage der Verkündung , dem 2. April , an Ein -
spruch erheben .

Zur Besoldungsregelung ab 1. April 1924
O Wegen der Neuregelung ab 1. April 1924 haben be-

kanntlich im Laufe des Monats Februar und März VerHand -
lungen von Vertretern der Beamtenspitzenorganis ^ tionen mitdem Reichsfinanzministerium und selbst mit dem Reichskanz -

j ler stattgefunden . Dabei wurde regierungsseitig anerkannt ,die GeHalter seien unmöglich länger tragbar , ihre Unzuläng -
lichkeit könnte sich zu einer innerpolitischen Gefahr auswachsenund so hofften die Beamten , daß mit dem 1 . April 1924 eine
fühlbare Erhöhung ihrer Bezüge eintrete . Dies umsomehr , !als die der BesoldungserhölMg gegenüberstehenden drei Bor -
aussetzungen , von denen der Herr Reichsinnenminister Dr . iJarres gelegentlich der Audienz der Beamtenvertreter beim

j Reichskanzler gesprochen hatte , erfüllt waren , nämlich die Ver - .: miuderung der Beamtenzahl , die Verlängerung der Dienstzeit !i und die Urlaubskürzung .
I Soweit jetzt bekannt , ist das Personal bei den großen Ver - i
j waltungen um 20 Prozent vermindert , in einigen Verwaltun - !

gen sogar noch erheblich mehr gekürzt worden . Die Dienst -- zeit ist um eine Stunde täglich , gleich um 12t4 Prozent er¬

Zand und Heimstätten den abgebauten Beamten
Das Heimstättenaint der deutschen Beamtenschaft hielt inBerlin vom 7.— 10. April eine Heimstättentagung ab zur ge-

meinfamen Beratung über die Durchführung der Beamten -
Siedlungsverordnung des Reichs vom II . Februar 1924. Durchden Personalabbau sind u . a . viele tausende arbeitsfteudigeund körperlich noch rüstige Beamte hart getroffen worden . Die
Reichsregierung hat durch die Beamten -Siedlungsverordnungin dankenswerter und vorbildlicher Weise einen Weg geebnet ,der für viele eine Behebung ihrer wirtschaftlichen Notlage be-deuten kann .

Der Leiter des Heimstättenamts der deutschen Beamte »»schast, Lubahn sprach über die zur Durchführung der Beamten -
Siedlungsverordnung notwendige Organisation und die Fra -
gen der Geldbeschaffung , insbesondere auch über die Heran -
ziehung der auf Grund der 3. Steuernotverordnung zu er -
hebenden Mietsteuer . Über die Organisation und die Tätigkeitdes lediglich gemeinnützige Zwecke verfolgenden Reichsver -bands der Deutschen Wohnungsfürsorgegesellschaften berichtetedessen Geschäftsführer Bürgermeister a . D . Schwan , Berlin .Die Wohnungsfnrsorgegesellschaften in Verbindung mit der
Deutschen Wohnstättenbank , über deren Aufgaben der Ge-
schästssührer Dr . Meyer eingehend sprach , sollen für die
Durchführung der Beamten -Siedlungsverordnung Stützpunktebilden . Mit diesen hat das Heimstättenamt der deutschen Be -
amtenschaft Verträge abgeschlossen , die von der Reichsregie -
rung genehmigt wurden . Wie verlautet , werden Regierungwie auch die Verkehrsverwaltungen — Post und Eisenbahn —
ansehnliche Mittel gegen geringen Zinsfuß zur Verfügungstellen , so daß die Beamten -Siedlungsverordnung alsbald prak -
tisch durchgeführt werden kann .

An die Vorträge schloß sich eine lebhafte Aussprache , die er «kennen ließ , daß die Beamtenschaft auf eine rasche Durchfüh -
rung der Beamten -Siedlungsverordnung drängt und daß er -
wartet wird , daß auch die Länder und Gemeinden gleiche Be -
stimmungen alsbald erlassen . Bekanntlich hat bis jetzt nur
Preußen unter Übernahme des Wortlauts der Reichsverord -
nung ein Siedlungsgesetz ftir Beamte und Lehrer erlassen .

In Baden beschäftigen sich z. Zt . Regierung und Landtagmit der Frage , ob auch für die abgebauten badischen Beamten
in ähnlicher Weise wie im Reich und in Preußen die Erwer -
bung von Grundeigentum und Errichtung von Heimstätten er -
leichtert werden kann . Hoffentlich führen die Verhandlungen
zu Beschlüssen , die sowohl für die beteiligten Beamten wie
auch für das Volk von Segen sind. Anfragen sind an das
Heimstättenamt der Deutschen Beamtenschaft , Geschäftsstelle
für Baden in Karlsruhe . Postausgabefach 212 zu richten

Kein Kampf mehr nm örtliche Sonderzuschläge
Zu Zeiten stetig fortschreitender Teuerung war zu beobachten,daß zwischen Großstadt und Land , zwischen Binnenland und

und westlicher Grenzzone immer erheblichere Unterschiede in
der Preisgestaltung der lebensnotwendigen Gegenstände sich
herausbildeten . In der Besoldungspolitik der letzten Jahre
führte diese Erscheinung zur Einführung von Wirtschafisbei -
Hilfen , später zu den sogen , örtlichen Sonderzulagen für die
Brennpunkte der Teuerung in verschiedenen Abstufungen nachdem Grade der örtlichen Lohn - und Preisverhältnisse . Na -
turgemäß konnten solche Zuschläge nur einem bestimmtenKreis von Orten mit besonders schwerer Wirtschaftslage ge-
währt werden . Von dem Augenblick an , in dem die Teue -
rungsbewegung zum Stillstand kam und als weitere Wirkungder Stabilisierung der Preisunterschiede zwischen Stadt und
Land , besonders für Lebensmittel , an Schärfe verloren haben ,machte sich aus den Reihen des bei weitem zahlreicheren , nichtmit Sonderzuschlägen bedachten Orte der Druck auf Abbau
dieser Zuschläge und zwar mit Recht geltend . So berechtigt
dieses Verlangen auf der einen Seite war , mußte andererseits
doch auch darauf Bedacht genommen werden , diesen Abbau in
einem Stadium der Besoldungsbezüge zu vollziehen , wo er
nicht gar so schmerzlich empfunden würde , also bei einer gleich,
zeitigen allgemeinen Erhöhung der Bezüge ; auch darf daran
erinnert werden , daß die Lohn - und Gehaltsempfänger in In -
dustriezentralen und sonstigen Orten mit s. Zt . hohen Index -
Ziffern beim Anwachsen der Teuerung und Nachhinken der Zu«



lagen immerhin lange Zeit erheblich stärker finanziell be.
drängt waren als die weitab von solchen TeucrunySherden
ansässigen Personen . Wenn aber jetzt als Folg« des Abebb^ns
der örtlich« , Preisunterschiede diese ZuIngen noch urib nach
verschwinden, so sollte dafür Verständnis herrschen, auch in
den Kreisen jener Sand .erzuschlagemj>sänger , die solche Zu.
schlage bisher mit mehr oder weniger Berechtigung noch be-
ansprachen konnten. Es sollte auch nicht übersehen werden,
wie. bie . Differenzierung in der Entlohnung nach Ortsklassen
und Sonderzuschlaggebieten schließlich die Gefahren einer
Trennung der Beamtenschaft nach Stadt - und Landbeamten
heraufbeschworen hat , daß man von einer Landbeamtenbe -
wegüng zu sprechen anfing und daß es eine die Schlagkraft
der Beamtenbewegung Deutschlands lähmende Tatsache wäre ,
falls wegen der Aufrechterhaltung nicht gerechtfertigter Zu»
schlage die Einheit der Beamtenschaft in dieser Zeit Not lei-
den sollte . Wenn dies hier ausgesprochen wird, so soll damit
in keiner Weise einem überstürzten Abbau das Wort geredet
werden, dies gilt namentlich für solche Orte , an denen sich
die Anforderungen wirtschaftlicher Art stets auf einem groß-
^ ädtischen Niveau bewegt haben.

Kürzung der VersorgttngKb- züge
bei Privateinkommen

Nach Artikel 10 der Personal -Abbauverordnung wird Ruhe-
gehalt oder Versorgungsgehalt einschließlich Teuerungszuschlag
gekürzt, wenn das neben den Versorgungsgebührnissen beza -
tzene steuerbare Einkommen einen bestimmten Betrag (Gehalt
der

^ Eingangsstufe der Besoldungsgruppe A VIII ) übersteigt.
Für die Auslegung des Begriffs „steuerbares Einkommen"

(Privateinkommen ) gelten die jeweiligen Bestimmungen des
Einkommensteuergesetzes. Dieses Einkommen ist in der glei-
chen Weise zu ermitteln , wie es für die Erhebung der Ein -
kommensteuer vorgesehen ist , nur ist das Einkommen aus dem
Vermögen der Ehefrau und der Kinder hierbei außer Betracht
zu lassen . Ebenso bleibt das Arbeitseinkommen der Eheftau ,
sofern es aus einer Beschäftigung in einem dem Ehemann
fremden Betriebe stammt , sowie alles Arbeitseinkommen der
Kinder/ gleichgültig, wie alt sie sind , außer Ansatz .

Arbeitszeit nnd Fortbildung
□ Die seit Monaten durchgeführte, neunstündige Arbeitszeit

beginnt mit der Zeit die Arbeitsleistung ungünstig zu beein-
flussen . Allerdings ist schon bei der Einführung derselben und
in der Zwischenzeit darüber kein Zweifel gelassen worden.

daß es sich nur um eine vorübergehende Maßnahme handeln
könne . Die Spannkraft der Nerven ist keise unbegrenzte , ein
Nachlaffen derselben deutet Etntfidang und dauernde iSttnü»
durig ist gegenwärtig das CharakterWkum des geistig schaf-
senden Beamten geworden.

In den Kreisen der Beamtenschaft guten , alten Schlages
hat das Wqrt : Fortbildung immer eine bedeutsame Rolle re -
spielt. Wer seinen Beruf richtig ausfüllen , seine Tätigkeit und
sein Berufsleben nicht ganz handwerksmäßig oder gar mecha¬
nisch gestalten wollte, das war schon in hohem Maße bei den
mittleren Beamten das Bestreben, der suchte durch Besuch
von Borträgen oder häusliches Studium wissenschaftlicher
Werke seine Kenntnisse zu erweitern , seine Berufs -
aufgaben wissenschaftlich zu durchdringen . Kann es
geleugnet werden, daß manch einer auf diesen , Wege
seine freie Zeit ausgefüllt und sich auch beruflich vervoll-
kommnet hat ? Heute dagegen ist so oft ein strebsamer
Beamter in solchem Plan imi . Wirken gehemmt, weil er keine
freie Zeit mehr hat . Diese Feststellung birgt aber auch die
bedauerliche Tatsache in sich , daß mit der Erschwerung oder
Unmöglichkeit der wissenschaftlichen Berufsfortbildung Hand
in Hand geht das Absterben des Interesses und der Lust, zur
frischen, forschenden Arbeit . Fortsetzung dieses Zustandes be-
deutet Erschlaffen der Arbeitsenergien , bedeutet Niedergang
der Beamtenarbeit . Arbeitswille und Arbeitsfreude können
gepflegt und angespornt , sie sollten aber nicht ertötet werden.

Der . Bericht der Sachverständigeu und die
Reichsbayz»

Der mit großer Spannung erwartete Bericht der Sachver-
ständigen ist der Reparationskommfision am 9. April d. F.
überreicht worden. Als Vorbedingungen der Gesamtheit ihrer
Borschläge wird von den Sachverständigen die Wiedcrherstel-
lung der wirtschaftlicksen und finanziellen Hoheit Deutschlands
im besetzten Gebiet bezeichnet . Dieser Grundgedanke kehrt an
verschiedenen Stellen des Berichts wieder und ist besonders
deutlich in dem Satz unterstrichen , in dem es heißt : „Nur
wenn die wirtschaftliche und finanzielle Hoheit des Reichs für
sein gesamtes Gebiet wiederhergestellt ist, kann Deutschland
aus eigener Kraft sein Budget balancieren ."

Von besonderem Interesse für uns Beamte ist , was die
Sachverständigen der deutschen Reichsbahn zugedacht haben.
Darüber ist in dem der Reichsregierung übermittelten Aus-
zug aus dem Bericht niedergelegt :

Aus dem Reichsbahnunternehmen soll eine Aktiengesellschaft

gebildet werden. Diese Aktiengesellschaft wird vorweg miteinem Betrage von 11 Milliarden Goldmark - erststelliger £ !>&,
gationen belaste !, die mit 5 Prozent jährlich zu verzinsen undmit 1 Prozent jährlich zu tilgen sind . Die jährliche Leistungvon 660 Millionen Goldmark, ist in die Reparationskaffe zu be-
zahlen. In voller Höhe ist diese Zahlung erst vom vierien
Jahre ab zu leisten ; sre beträgt im ersten Jahre 330 , im zwei»
ten 466, im dritten SA Millionen Gdldmark . Das Aktien»
kapital der Reichsbahngesellschaft üpn insgesamt 15 Milliarden
Goldmark soll in 2 Milliarden Goldmark Vorzugsaktien und
13 Milliarden Goldmark Stammaktien zerfallen . Dem Reiche
gehören die gesamten Stammaktien sowie 500 Millionen ©c '.ö».
mark der genannten Vorzugsaktien , während 1,5 Milliarden
Goldmark dieser Vorzugsaktien für die eigenen finan -

! ziellen Zwecke der Reichsbahngesellschaft verwendet werden
; können. Der Generaldirektor der Reichsbahngesellschaft ist

deutsch , ebenso der Vorsitzende des Verwaltungsrats . Der Ver -
waltungsrat besteht im übrigen aus 18 Mitgliedern , von denen
je die Hälfte von der deutschen Regierung und von einend
Treuhänder der Obligationäre bestellt wird . Von den vom
Treuhänder zu bestellenden 9 Mitgliedern sollen 5 Deutsche
sein , so daß also im ganzen der Verwaltungsrat aus 14 deut¬
schen und aus 4 nichtdeutschen Mitgliedern besteht . Die
Reichsbahngesellschaft soll in ihrer Geschäftsführung vollstnn .
dig frei fein . Die Rechte der Reichsregierung hinsichtlich der
Tarif - und Betriebsaufsicht sind grundsätzlich anerkannt . Zur
Wahrung der Interessen der Obligationäre wird ein besvn».
derer Eisenbahnkommissär bestellt. Solange der Zinsendicnft
nicht notleidet , wird sich seine Tätigkeit im wesentlichen darauf
beschränken , den Stand des Unternehmens , namentlich in fi»
nanzieller Hinsicht / zu beobachten und darüber zu wachen , daß-
die Interessen der Gläubiger nicht gefährdet werden . Der
Bericht ist als Anhang das Gutachten der von dem Komitee
beauftragten besonderen Eisenbahnsachverständigen beigefügt.
Dieses Gutachten , auf das der Komiteebericht sich stützt , be-
zeichnet an verschiedenen Stellen die betriebliche Vereinigung
der Rhein -Ruhr -Bahnen mit dem übrigen Reichsbahnnetz als.
eine Voraussetzung für den Erfolg seiner Vorschläge.

Abbau in den Reichsministerien
Wie der Beamtenfachpresse zu entnehmen ist , hat der Abbau-

auch vor den Reichsministerien nicht Halt gemacht. So wurde
der Personalbestand beim Reichsverkehrsminlsterium verrin -
gert um 19,25 , Reichsfinanzministerium um 19,51 , Reichs¬
arbeitsministerium um 23 und beim Reichswirtschaftsministe¬
rium um 23,88 Prozent .

Was der Beamte für FzrtrtiKe u . Haushalt benötigt
Der

tat

Erstklassige Qualitäten
Bekannte F 'reiswürdigkeit

Carl Fritz de Cie .

Am besten und billigsten decken Sie Ihren Bedarf an sämtlichen

Herren- u . Damen -Stoffen
RA-FtLSFlUHEKaiserstr. 36 A.cLlerstr. 43

CA 299MANNHEIMHl . 8 H 7>. 39
Arete S C i e . Inhaber A - Fackier

KaiserstraBe 215 Telephon 219
Spezialhaus in Gummiwaren und Linoleum

Gummischuhe , Herren - und Damen - Gummi¬
mäntel , Wachstuch ! Tischdecken , Läufer ,Wandschoner , Linoleum , Stückware , Teppicheund Läufer , Gummi - Spielwaren CA .303

Uhrmachermeister
KARLSRUHE

Am Stadtgarten 1 , Hauptbahnh.

Uhrsn , Guld -
und

Silberwaren
Größtes Lager am Platze

in modernen
Zimmeruhren
Hausuhren

ungeheizt und gebeizt, in
allen Farben nach Wunsch
fst . Gongschläge

in 3/ t und i / i
Westminster

nur Qualitätsware
Zeitgemäße Preise
Teilzahlungen

Besichtigung meiner Ausstellungen
ohne Kaufzwang

Reparatur -Werkstätte
Telephon Nr . 2540

Spezialhaus in CA .29?
Herren - u .Damenkleiderstoffe
SeidenstoffeAussteuerartikel
Will». Braunagel
Herrenstr . 7 Herrenstr . 7

zwischen Kaiserstraße und Schloßplatz.

Färberei u . ehem . Waschanstalt

D. LaschTelefon
1953

Telefon
1953

reinigt und färbt alle in dieses Fach einschlagende Gegenstände

Prompte Bedienung == = = == = = Mäßige Preise

Max Buch , Wäldsti *a !ie 68
ffl £~ Bequeme Teilzahlung gestattet "WSi CA2öö

|
Inhaber : A « F "

scS &üct *

KaiserstraBe 215 Telephon 219
Abteilung I : Sämtliche Gummiwaren und Krankenpflegeartikel ,
Gummikurzwaren . Damenbed . Hygienische Artikel . Herrenbed .
Abteilung Ii : Technische Gummi - und Asbestwaren , Treib¬

riemenlager und Bedarfsartikel für Maschinenbetrieb .
GroBverkauf . Kleinverkauf .

Offenbacher Lederwaren
Bügel - , Besuchs -, Brief - u . Geldscheiniaschen , Theaterbautel , Zi¬
garren - ,Zigarettenetuis , Aktenmappen , Einkaufsbeutel , Reiseartikel

Passende Geschenkartikel für jede Gelegenheit

Fr . Rigorth , Karlsruhe
WielandtstraBe 8 CA -309

Speisezimmer
Herrenzimmer
Schlafzimmer
Küchen CA310
einzelne Möbelstücke

in bekannt großer Auswahl im Möbelhaus

l\/iziier Weinheim

Möbel
Karlsruhe

e r
Zahlungserleichterung . Kronenstr . 32

Spenglers Geschichts -Philosophie
Eine Kritik

Von

Prof . Dr . KARL SCHÜCK

Preis M . — .75 ^
Am deutlichsten hat ihn bis jetzt wohl KARL ijCHÜCK '

_j
formuliert ." (Hochland.)

Schück berücksichtigt auch den 2 . Band vom Untergang des
Abendlandes .

Verlag G . Braun , Karlsruhe i . B.
Karlfriedrichstraße 14.

06 -2*
Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden

Inh . : Bittlingmayer
& Bretschneider

Karlsruhe Waldstraße 44
Gustav Herdle Nachf.
Telephon 1133

Stempelfabrik □ Buchdruckerei und
----------- ---- -- Papierhandlung -------------------
:: Sämtliche BUrobedarfsartikel ■■ CA298

Rasche Bedienung - Sauberste Ausführung

G . BRRÜNSS KARLSRUHE
Vormals G. Braunsche Hofbuchdruckerei undVcrlag

Karlfriedrichstraße 14

Herstellung von Druckarbeiten
für staatliche und städtische Behörden

GEBRÜDER BACHERT
KARLSRUHE i . B.
Liststr . 5 Tel . 443

Glocken - und Metallgiesserei
Eisen - und Tempergiesserei
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